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morgen um 9X> Uhr wieder eine Vollsitzung statt¬
finden. Wir hoffen, daß wir dann am Donnerstag
mit unseren Beratungen fertig werden können. Ich
nehme an, daß Sie mit diesen Vorschlägen des
Ältestenrates einverstanden sind.

Meine Damen und Herren! Dann bitte ich Sie.
mich noch zu ermächtigen, dem am 1. April d. I. aus¬
geschiedenen Landesverwaltungsrat Dahm die
Grüße des Provinziallanotages zu übermitteln. Herr
Dahm ist seit 1899 im Landtagsbureau tätig gewesen
und hat fast während feiner ganzen Dienstzeit das
Protokoll unserer Beratungen geführt, so daß er mit
den Mitgliedern unseres Hauses und auch mit den

früheren Mitgliedern in besonders enge Verbindung
getreten ist. Ich bitte, mich zu beauftragen, ihm an¬
läßlich seines Ausscheidens aus dem Dienste die
Grüße des Landtages zu übermitteln. (Beifall.)
Damit sind Sie einverstanden.

Die Tagesordnung für die heutige Vormittags-
sitzung ist damit erledigt. Ich schlage also vor, die
nächste Vollsitzung auf heute nachmittag Punkt 3 Uhr
anzuberaumen. Tagesordnung: Sämtliche Vorlagen,
die Ihnen zugegangen sind', also sowohl die ersten
Vorlagen wie auch der Nachtrag. Ich stelle Ihr Ein¬
verständnis fest und schließe die Sitzung.

(Schluß 1 Uhr 15 Minuten.)

Itveite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Montag, den 23. Juni 1924.

(Beginn 3 Uhr 15 Minuten.)

Tages-Ordnung:
1. Haupt-Haushaltsplan der Plovinzilllverwaltung

nebst Einzelhaushultsplänen für das Rechnungs¬
jahr 1924 und Vorbericht hierzu.

2. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betr. die Feier der 1 NW-jährigen Zugehörigkeit
des Gebietes der Rheinprouinz zu Deutschland.

3. Bericht des Provinzialcmsschusses, betreffend
Ausübung der Rechte des Pfouingiallandtags
durch den Provinzialausschuß.

4. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
^ betreffend Uebernahme einer weiteren Stamm-

einlage bis zum Betrage von 15N NUN Goldmarl
bei der Rheinischen Wohnungsfürsorge, G. m.
b. H.. Düsseldorf.

5. Bericht und Antrag des ProvinzialausschusseV,
betreffend Bewilligung einer Beihilfe von 5NUN
Goldmark zum Ausbau der Burg Hammerstein
bei Nheinbrohl und einer solchen von 3NU0
Goldmark zum Ausbau der Freusburg an der
Tiog zu zentralen Jugendherbergen.

6. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betreffend die Tätigkeit der Bürgermeister und
Gemeindetassen für die ProVinzial-Feuervelsiche-
rungsanstalt der, Rheinprouinz.

7. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses.
betr. Aenderung der Satzung der Provinzilll-
üebensversicherungsanstalt der Rheinprouinz.

8. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betreffend Bewilligungen aus Titel V l des Haus¬

haltsplans über Kunst und Wissenschaftfür das
Rechnungsjahr 1924.

9. Bericht und Antrag des Provinziolausschusses,
betreffend Aenderung des 8 1 des preuß. Aus-
fiührungsgefetzes zum Reichs-Iugendwohlfahrts-
gesetz vom 29. März 1924.

lN. Bericht nnd Antrag des Proninzialausschusses.
betreffend die im 66. Proivinziallandtaye ge¬
stellten Anträge auf

») Errichtung „weltlicher" Fürsorgeerziehungs-
anstalten,

b) Anstellung von vier Füisoigeerziehungs-
inspektoren und einer Fürsorgeerziehumgs-
inspektorin.

11. Bericht und Antrag des Plovinzialausschusses,
betreffend Erlaß einer Anweisung für die Aus¬
führung der Fürsorgeerziehung.

12. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betreffend den Erlaß einer Anweisung für die
Verwaltung der Rheinischen Provinzial-Für-
sorgeerziehungsanstalten.

13. Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,
betreffend die Petition des Bürgermeisters n. D.
Kiaheck und Genossen vom IN. Januar 1923 um
Aenderung der Satzungen der Ruhogehaltslassen
zwecks nachträglicher Anrechnung ehemaliger
Priuattätigleit bei Behörden auf ihre pensions¬
fähige Dienstzeit.

14. Bericht >und Antrag des Prouinzialausschusses,
betreffend
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1. Genehmigung einer vom Prouinzialausschuß
in seiner Sitzung vom 7. Mai 1924 über¬
nommenen Bürgschaft
a) für ein der Kriegsbeschädigten- und

Vlindenhandwerkeistätte, G. m. b. H. in
Essen, durch die Landesbank der Rhein-
Provinz bewilligtes Darlehen von 19 999

> Goldmark,
d) für ein der Josefsgesellschuftfür Krüppel-

fürsorge (e. B.) zu Vigge in Westfalen
durch die Landesbank der Rheinprouinz
gewähltes Darlehen in Höhe von 199 999
Goldmark:

2. Ermächtigung des Provinzialausschusses,
Bürgschaften bis zur Gesamthöhe von zwei
Millionen Goldmark gegenüber der Landes¬
bank zu übernehmen für Darlehen an ge¬
meinnützige Einrichtungen, cm deren Be¬
stehen der ProvinzialuerbanD zur Durch¬
führung der ihm obliegenden Aufgaben
Interesse hat.

15. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.
betreffend die Perbesserung der maschinentech-
nischen, insbesondere bei wärmewirtschaftlichen
Anlagen in den Provinzialanstalten.

16. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Aenderung des § 3 der Ne¬
stimmungen vom 2. Juni 1894 über die Unter¬
stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues.

17. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betreffend Herstellung von Pflaster in Ort¬
schaften.

18. Bericht und Antrag des Piovinzilllausschusses,
betreffend die Erzielung eines größeren Obst-
erlöses aus den Straßenbäumen.

19. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend nachträgliche Genehmigung einer am
7. Mai 1924 von dem Prouinzialausschusse
zwecks Entschädigung der sogenannten Dürener
Rinderkrantheit beschlossenen Aenderung der
Viehseuchen-Entschädigungssatzungfür die Rhein-

! provinz.
29. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffend Bewilligung einer Beihilfe zur Durch¬
führung der Deichverlegung bei Vimmen, Kreis
Eleve.

21. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.
betreffend den Ablauf der Dienstzeit des üandes-
rats ApveliUV.

22. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend einen Nachtrag zum Haushaltsplan
der Prouinzialverwaltung für das Rechnungs-

, jähr 1924.
23. Belicht und Antrag des Prouinzialllusschusses,

betreffend Beteiligung des Provinzialuerbandes

an einer Hilfsaktion für die durch die Unwetter-
tlltllstrophe vom 8, Juni 1924 Geschädigten.

24. Bericht des Provinzialausschusses über die Be¬
teiligung des Rheinischen Proninzialverbandes
an der errichteten Aktiengesellschaft„Westerwald-
Vrllche" in Bonn.

Vorsitzender Dr. Zaires: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Ich bitte die Herren' von Stedman und
Dr. Fischer als Beisitzer hier Platz zu nehmen. (Ge¬
schieht.)

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich mit¬
zuteilen, daß durch Vermittelung unseres Kollegen
Lteinmeyer die Freilichtbühne für Volkskultur
Düsseldorf die Mitglieder des Provinzillllllndtages
zum Besuche der Abendvorstellung einlädt. Es wird
gespielt heute — Montag — abend 8 Uhr: Nllthan
der Weise, Dienstag 8 Uhr: Zriny, Mittwoch 8 Uhr:
Ein Sommernachtstraum. Diejenigen Mitglieder
des Hauses, welche teilnehmen wollen, bitte ich, die
Eintrittskarten, die unentgeltlich abgegeben werden,
bis abends 6 Uhr auf dem üandtagsbureau in
Empfang zu nehmen. Ich empfehle den Besuch
dieser Bühne: ihre Darbietungen sind äußerst
sehenswert und werden Sie sehr befriedigen.

Es sind folgende Anträge eingelaufen:
AntragderSozillldemokratischenFlllk-
tion zu der Anweisung für die Aus¬
führung der Fürsorgeerziehung (Druck¬

sn che 17):
„Der § 7 erhält in seinem ersten Abschnitt

folgende Fassung:
Die Beaufsichtigung der untergebrachten Zög¬

linge erfolgt durch den Landeshauptmann, der
sich zu diesem Zwecke bei Familienzöglingen Er-
ziehungsinspektoren und der Jugendämter be¬
dienen kann. Die bisherigen Fürsorger reichen
vorläufig ihre Berichte durch die Jugendämter
ein und unterstehen außer dem Landeshauptmann
auch der Aufsicht der Jugendämter. Die Bestel¬
lung neuer Fürsorger erfolgt durch die Jugend¬
ämter im Einvernehmen mit dem Landeshaupt-
manü. soweit nicht die Jugendämter die Fürsarge¬
tätigkeit durch ihre Beamten ausführen lassen."

Antrag der Sozialdemokratischen Frak-
tionzuDrucksache17, betreffend Aus¬

führung der Fürsorgeerziehung:
„Der § 4 des Vorschlages wird wie folgt er¬

gänzt:
Der Schule des Unterbringungsortes ist ein

ausreichender Auszug aus den Personalakten des
Zöglings zu übermitteln."

Antrag der Sozialdemokratischen Frak¬
tion zu der Anweisung für die Verwal¬
tung der Rheinischen Provinzial-
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Füisorgeerziehungsan st alten (Diuck-
sllche 18):

„Der Absatz 4 des 8 3 wird gestrichen. An
seine Stelle tritt:

Die in der Anweisung für die Ausführung der
Fürsorgeerziehung gegebenen Bestimmungen über,
schultechnische Einrichtungen sind maßgebend."

Antragder Sozialdemokratischen Frak¬
tion zur Anweisung für die Ausfüh¬

rung der Fürsorgeerziehung:
„In die Anweisung ist nachfolgender Paragraph

aufzunehmen:
Erziehung und Unterricht in den Anstalten

haben staatsbürgerliche Gesinnung im Geiste der
republikanischen Reichsuerfassung zu pflegen. Die
Schüler sind im Gedanken der Völkerversöhnung
zu erziehen. Staatsbürgerkunde ist Pflichtfach im
Volks- und Verufsschulunterricht. Vei der Ent-

« lassung aus der Anstalt ist den nicht mehr schul¬
pflichtigen Zöglingen ein Abdruckder Reichs- und
Ttaatsverfassung auszuhändigen."
Antrag der Sozialdemokratischen

^ Fraktion:
„Der Pioninzillllllndtag beschließt nachstehende

Eingabe an die preußischeund die Reichsregierung:
Die Durchführung der Erwerbslosenfürsorge

ist, solange diese Materie nicht durch ein end¬
gültiges Gesetz über Arbeitslosenversicherung ge¬
regelt ist, den Arbeitsnachweisen und üandes-
arbeitsämtern als Selbstveiwaltungsangelegenheit
zu übertragen. Zum Zweckedes Ausgleichs sind
Veitragsgemeinschaften auf provinzieller Grund¬
lage zu bilden. Die Beiträge werden einheitlich
für die Provinz durch die Verwaltungsausschüsse
der Lllndesarbeitsamter festgesetzt. Die so auf¬
kommenden Mittel werden nach den Bedürfnissen
auf die Bezirke verteilt." »
Antrag der Sozialdemokratischen

Fraktion:
„Der 68. Rheinische Piovinziallandtag wolle

beschließen:
Für die dem Prouinzilllverband auf Grund

der Reichsuerordnung über Fürsorgepflicht vom
13. 2. 1924 und den dazu ergangenen Ausführungs¬
bestimmungen übertragenen allgemeinen Aufgaben
der Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenen-
fllrsoige. der Sozial-, Kleinrentner- und Lchwer-
beschiidigtenfürsorge. sowie der Wochenfllrsorge.
der Fürsorge für hilfsbedürftige Minderjährige
und der Armenfllrsorge ist ein Proninzial-Wohl-
fahrtsamt bezw. eine^Landesfürsoigestelle zu
bilden. Das Proninzial-Wohlfahrtsamt soll eine
möglichst einheitliche Zusammenfassung der Wohl-

und auch die dem Pro-fohrtspflege erstreben

vinzialuerband als Landesfürsorgeverband nach
§ 5 Abs. 4 der Reichsverordnung über Fürsorge¬
pflicht obliegende Aufgabe, für seinen Bezirk
Mittelpunkt der öffentlichen und Bindeglied
zwischen öffentlicher und privater Wohlfahrts¬
pflege zu sein, erfüllen. Zur Erreichung des
letzteren Zweckes ist beim Piovinzial-Wohlfahits-
amt ein Fürsorgeausschuß zu bilden, der möglichst
gleichmäßig aus Vertretern der hilfsbedürftigen,
der privaten Wohlfahrtspflege und der Vezirks-
fürsorgeverbände zusammengesetztist.

Der Herr Landeshauptmann wird beauftragt,
mit den preußischen Staatsbehörden in Verbin¬
dung zu treten, um ein Neben- und Eegen-
einandeilllbeiten von Selbstverwaltung und staat¬
lichen Stellen für die Zukunft zu vermeiden."
Meine Damen und Herren! Ich empfehle Ihnen,

diese Anträge zunächst dem Proninzialausschuß, der
nach dieser Vollsitzung tagt, zur Stellungnahme zu
überweisen und sie dann den zuständigen Fach¬
ausschüssen zugehen zu lassen. Wenn ich keinen
Widerspruch höre, nehme ich an, daß Sie damit ein¬
verstanden sind.

Wir kommen dann zum Hauptpunkt unserer
Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Herrn Landes¬
hauptmanns zum Haupthaushlllts-
pllln der Proninzial Verwaltung, nebst
Einzel Haushaltsplänen und Nach-
tragsetat, mit den mit diesem Gegen¬
stände verbundenen anderen Punkten

der Tagesordnung.
Ich erteile dem Herrn Landeshauptmann das

Wort.
Landeshauptmann Dr. Holion: Meine sehr

verehrten Damen und Herren! Die Ausführungen,
die ich Ihnen über die Verwaltung und die Finanz¬
lage des Provinzialverbandes zu machen habe, und
der Blick in die Zukunft, der mit einer Etats-
llufstcllung immer verbunden ist, wird nur verständ¬
lich, wenn ich das Bild auf dem Hinteigrunde der
allgemeinen wirtschaftlichen Entwickelung der Rhein-
prouinz im abgelaufenen Jahre zeichne. Denn zur
Zeit ist mehr als je die ganze öffentliche Wirtschaft,
von der die Kommunalwirtschaft und auch die Wirt¬
schaft des Prouinzilllneibandes einen Teil darstellt,
auf Gedeih und Verderb verbunden mit der Privat¬
wirtschaft, und, wenn es heute noch hier und da den
Anschein haben könnte, als ob eine verhältnismäßig
gutgehende öffentliche Wirtschaft neben einer aufs
schwerste darniederliegenden Privatwirtschaft auf
die Dauer existieren könnte, so wird sich das schon
bald als ein Trugbild erweisen.

Bei der Behandlung der wirtschaftlichen Fragen
kann ich mich stützen auf die Beobachtungen des mit
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der Prouinzialuelwaltung verbundenen Landes-
arbeite und Berufsamtes, deffen viel beachtete, in
der Presse veröffentlichte Wochenberichte über die
Lage des Arbeitsmarktes und über die allgemeine
wirtschaftliche Lage unserer Rheinvrovinz Ihnen
wohl allgemein bekannt sein werden.

Gerade vor einen: Jahre hat der letzte ordent¬
liche Provinzillllllndtag getagt. Die wirtschaftliche
Entwickelung der Rheinprovinz seit dieser Zeit wird
durch die Aufgabe des passiven Widerstandes und
die Stabilisierung der Mark in zwei Teile zerlegt.
Während,des Ruhrkampfes war die Rheinvrovinz
der Kampfplatz, und nach feiner Beendigung wurde
sie die Reparationsprouinz. In diesen beiden
Worten ist das ganze wirtschaftliche Schicksal der
Rheinprovinz in der Vergangenheit eingeschloffen.
Die von der Gegenseite angewandten Kampfmittel
mit ihren Folgen! Abschluß des besetzten Gebietes
vom unbesetzten Gebiete, dadurch Zerstörung des
Absatzmarktes und der Zufuhrmöglichkeit für Roh¬
stoffe, Unterbindung des Eisenbahn-, Telephon-
und Teleg^aphenverlehrs, Beschlagnahme der
Kohlen- und Kolsbestände und der Erzeugnisse der
Eisen- und Stahlindustrie, Beseitigung der leitenden
Führer der Wirtschaft, Lahmlegung der öffentlichen
Verwaltung, alles das hatte zur Folge, daß am
Ende dieses in der Weltgeschichte wohl einzig da¬
stehenden Kampfes die rheinische Industrie bis auf
einen kleinen Rest stillag oder im Leerlauf arbeitete.
Etwa 40 Prozent der Bevölkerung — an einzelnen
Orten noch mehr — standen in öffentlicher Fürsorge.

Parallel mit dem passiven Widerstand und
kausal mit ihm verbunden, liegt die Zerstörung der
deutschen Valuta in einem Tempo und einem Aus¬
maß, das selbst die österreichische Krone, die polnische
Mark und den russischenRubel weit hinter sich ließ.
Der Dollar stieg von 75 000 Mark Anfang Juni
1923 auf 3 Millionen Anfang August, auf 300 Mil¬
lionen Anfang Oktober, auf 3 Milliarden Anfang
November und auf 7—8 Billionen und noch höher
Mitte November im freien Verkehr. Mit dem
20. November wurde dann der Dollar amtlicher
Berliner Notierung auf 4,2 Billionen Mark stabili¬
siert oder, wie das Sachverständigen-Gutachten sich
wohl richtiger ausdrückt, in ein labiles Gleichgewicht
gebracht.

Die Eteuereintunfte wurden durch die Geld¬
entwertung immer geringer, bis sie in der ersten
November-Dekade auf ein zehntel Prozent der
öffentlichen Ausgaben sanken.

Als nun die zerrütteten Staatsfinanzen und die
Wähiungsklltllstrophe zum Abbruch des passiven
Widerstandes führten, erwartete man ein möglichst
schnelles Wiedereintreten friedlicher Zustände in der
Wirtschaft. Leides wurde diese Erwartung aber
gründlich getäuscht. Zwischen dem deutscherseits

Vollzogenen Abbruch des passiven Widerstandes und
dem ersten Schritt zur Wiederingangsetzung der
Wirtschaft durch den Abschluß der Micum-Vertriige
lag noch ein Zeitraum von zwei Monaten. Auch diese
Verträge brachten dann noch lange lein normales
Arbeiten, sondern sie brachten für den Bergbau und
die sonstigen beteiligten Industrien eine unerträg¬
liche Belastung. Hinzu kamen die Zollbelastung
und die Schwierigkeiten' des Verkehrs zwischendem
besetztenund dem unbesetzten Gebiet. Alle diese Um¬
stände machten nunmehr die Rheinproninz. zu¬
sammen mit dem übrigen besetzten Gebiet, zur
Revaiationsprovinz, die bis jetzt die ganze Last der
Reparationen zu tragen hat, ohne daß eine Er¬
stattung von Reichswegen stattfindet.. Unter diesen
Umständen ist es begreiflich, daß die Wirtschaft im
besetzten Gebiet auch nach dem Abschlußder Micum-
Vertriige zunächst nicht wieder in Gang kam. Im
Gegenteil, bis zum Schluß des Jahres nahm die Not
ganz bedeutend zu. Zahlreiche Betriebe, die sich bis
dahin mit Hilfe der Lohnsicherung noch zur Not auf¬
recht erhalten hatten, mußten schließen.

Um die Jahreswende hatten wir in der
Rheinvrovinz 740 000 uollunterstützte Erwerbslose,
121 000 Kurzarbeiter und 893 000 Zuschußempfimger.
Mit Anfang Januar 1924 begann dann eine auf¬
steigende Konjunktur. Am 1. Februar 1924 war
die Zahl der Vollerwerbslosen auf 590 000. am
1. April auf 262 000 und am 1. Mai auf 162 000
gesunken. Von Anfang Februar an wirkte sich diese
aufsteigende Konjunktur sogar in ansehnlichen Preis¬
steigerungen aus. Tatsächlich aber war diese Er¬
scheinung nur vorübergehend' sie beruhte nicht auf
tragfähigen Grundlagen. Ein Rückschlagwar un¬
ausbleiblich, zumal als der große Kapitalmangel
hinzukam, der im Grunde auf die ungeheuerliche
Kllpitalzerstörung vor allem des Jahres 1923 zurück¬
zuführen war. Denn der passive Widerstand wurde
keineswegs mit wertlosen Papierzetteln bezahlt.
Hinter jedem Papierzettel standen reale Werte, die
den bisherigen Papiergeldbesitzern und Papiergeld-
gläubigern weggenommen und im passinen Wider¬
stände verzehrt Hvuroen. Als Folge all dieser Um¬
stände sehen wir jetzt, daß die künstliche,auf falschen
Grundlagen beruhende Konjunktur des Jahres¬
anfangs schnell in sich zusammensinkt. Die letzten
Feststellungen des Landesarbeitsamtes berichten von
steigender Arbeitslosigkeit, Vetiiebseinschränkungen
und Kurzarbeit, vor allem in der Metall- und der
Textilindustrie. Konkursstatistik. Zahlungsschwierig¬
keiten, Geschllftsaufsicht vervollständigen das Bild
der Krisis, in der wir uns jetzt befinden. Auch die
früher von den wirtschaftlichen Wechselfällen äußer¬
lich ziemlich verschont gebliebene Landwirtschaft be¬
findet sich jetzt infolge des Kapitalmangels, des
Steuerdrucks und der mit der Stabilisierung ver»
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bundenen Anpassung der Preise des Inlandes an
das Ausland in einer Lage, die fast einem Zu-
sammenbruch gleichkommt.

Wenn wir nun von hier aus in die Zukunft
blicken wollen, so tonnen wir nur das eine sagen:
Die heutige Krisis kann eine Eesundungskrisis sein.
Das wird sie aber nur dann, wenn zunächst die
Krankheitsursachen weggeschafft werden — das sind
die wirtschaftlichen Hemmungen und die untrag¬
baren Lasten, die mit der heutigen Form der Be¬
satzung und mit den Mumm-Verträgen verbunden
siird — und wenn ferner dem siechen Körper neues
Blut und Kräftigungsmittel in Form von Kapital
zugeführt weiden. (Sehr richtig! rechts.)

Diese wirtschaftlichen zusammen mit den Ihnen
bekannten politischen Schwierigkeiten haben in der
Provinzialverwllltung zunächst dazu geführt, daß die
äußere Führung der Geschäfte der Verwaltung, vor
allem auch das Zusammentreten von Prouinzial-
cmsschuß und Provinziallandtag, sehr erschwert war.

< Das führte zu der Notwendigkeit, daß vorübergehend
dem Provinzialausschuß die Rechte des Provinzial-
landtages durch Verordnung des Staatsministeriums
übertragen wurden. Die Beschlüsse,die der Pro¬
vinzialausschuß in dieser seiner Eigenschaft als Land¬
tag gefaßt hat, werden Ihnen in einem besonderen
Bericht zur Kenntnisnahme mitgeteilt.

Von wesentlicher Bedeutung ist dabei die Auf¬
gabe der Provinzilll-Hebllmmenlehillnstalt in Köln
und ihre Verpachtung an die Stadt Köln. Das ist
eine bedeutungsvolle Ersparnismaßnahme, die jähr¬
lich eine Minderausgabe von 300 NW Mark bringen
wird, ohne daß der Proninzialverband dadurch seine
Aufgaben auf dem Gebiete des Hebammenwesens
irgendwie beeinträchtigt.

Der Provinzialausschuß hat als Provinzial¬
landtag ferner den Beschluß gefaßt, durch den der
Landesrat und Geheime Regierungsrat Schmidt,
unser langjähriger Dezernent für Fürsorgeerziehung,
auf seinen Antrag zum 1. April 1924 in den Ruhe¬
stand getreten ist. Ich möchte ihm auch an dieser
Stelle, an der er so oft mit Wärme und Begeisterung
die Ansichten der Verwaltung und des Proninzial-
ausschussesüber die Fürsorgeerziehung vertreten Hut,
den Dank und die Anerkennung für seine langjährige
treue Mitarbeit aussprechen. (Beifall.)

Diesen Dank möchte ich ausdehnen auf den eben¬
falls in den Ruhestand getretenen, inzwischen aber
schon verstorbenen Herrn Landesrat Große, den
langjährigen Leiter der landwirtschaftlichen Nerufs-
genossenschaft.

In entscheidender Weise wurde die gesamte
Provinzialuerwaltung im vergangenen Jahre beein¬
flußt durch die dargelegte wirtschaftliche Ent¬
wickelung mit ihrem Auf und Ab, ihrem Durch¬
einander und ihrer Unübersichtlichkeit. Wir haben,

wie die meisten anderen Kommunalverwaltungen,
nicht mit Hilfe von Steuern und sonstigen etats¬
mäßigen Einnahmen gelebt, sondern mit Hilfe des
Geldes, das wir vorschußweise bei der Landesbank
entnahmen, die sich selbst dann in den Monaten
September, Oktober und November dieses Geld im
wesentlichen durch Notgeldausgabe beschaffte. Ein
ungesundes, nach vielen Richtungen durchaus bedenk¬
liches Verfahren, das hoffentlich nie mehr wieder¬
kehren wird. Aber diejenigen Stellen, die den Stab
darüber brechen und heute vielleicht noch von nach¬
träglichen Sanktionen ' wegen Verletzung von Not-
gelduorschriften sprechen, haben, wie man zu sagen
pflegt, gut reden. Sie brauchten nicht in diesen
kritischen Zeiten die Mittel für die Erfüllung der
öffentlichen Aufgaben unter allen Umständen bereit¬
zustellen und hatten nicht unmittelbar die Folgen
zu tragen, wenn kein Geld für diese Aufgaben vor¬
handen war. (Sehr richtig! rechts.)

Die finanzielle Wirkung dieser Wirtschaft, bei
der Papiermarkschulden gemacht und in stark ent¬
werteter Papiermark zurückgegeben wurden, ist
naturgemäß für die Provinzialuerwaltung nicht
ungünstig gewesen. Das vergangene Jahr wird
trotz des Fehlens normaler Einnahmen in den ersten
neun Monaten doch noch mit einem Ueberschuß von
etwa 2 Millionen abschließen, weil eben alle Aus¬
gaben in dieser Zeit mit nachträglich entwertetem
Gelde bezahlt worden sind. Um aber gleich jeder
zu günstigen Schlußfolgerung hieraus entgegen¬
zutreten, möchte ich darauf hinweisen, daß dieser
Ueberschuß nun nicht etwa in barem Gelde bei der
Landesbllnk liegt, sondern diese Summe ist lediglich
die Schlußzahl eines Rechenexempels, bei dem die
Einnahmen und Ausgaben des vergangenen Jahres
voneinander abgezogen wurden. In Wirklichkeit
steckt der Betrag in dem Inventar und den Betriebs¬
mitteln der Anstalten und in den vorschußweise
geleisteten Zahlungen, für die wir erst nachträglich
die Gegenleistungen oder die zur Deckungbestimmten
Steuern hereinbekommen. Diese 2 Millionen stellen
also jetzt das Betriebskapital dar, dessen Fehlen in
früheren Provinziallandtagen so häufig beklagt
wurde. Es ist auch in dieser Höhe unbedingt er¬
forderlich, sogar noch zu gering, was sich daraus
ergibt, daß wir bei der Landesbank noch ständig im
Vorschuß sind. Aber auch bei dem Umfange des
Betriebes, wie die Gesamtzahlen des Haushaltsplans
Ihnen deutlich zeigen, ist ein Betriebskapital von
2 Millionen sicherlich nicht zu hoch. Früher war
das Fehlen eines solchen Betriebskapitals auch nicht
so schlimm, denn, wenn wir Summen bei der Landes¬
bank aufzunehmen hatten, so waren sie mit etwa
5 Prozent zu verzinsen. Wenn uns damals diese
2 Millionen fehlten, so bedeutete das eine Mehr¬
ausgabe von etwa 100 000 Mark im Jahr. Wenn
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uns aber heute die 2 Millionen fehlen und wil sie
vorschußweisebei der Üandesbank aufnehmen müssen,
so beträgt der Zinssatz je nach der Geldlage 3N, 4N
und vielleicht auch noch mehr Prozent im Jahr, so
daß die Ausgabe, die uns aus diesem Fehlen ent¬
stände, vielleicht bis zu einer Million im Jahr gehen
würde. Es kann daher auch keine Rede davon sein,
etwa diesen Ueberschuß zur Deckung der laufenden
Ausgaben dieses Jahres zu verwenden, denn das
wäre das unsolideste Verfahren, das sich denken
ließe. Der Ueberschußstellt eine einmalige, zufällige
Einnahme dar, die sicherlich in dieser Weise nicht
wiederkehren wird und durch die deshalb dauernde
Ausgaben nicht befriedigt werden können. Im
Augenblick hätte die Einstellung des Ueberschusses
in den Haushaltsplan noch die weitere Folge, daß
für die Verzinsung von Vorschüssenmindestens eine
halbe Million in die Ausgabe eingesetzt werden
müßte.

Die augenblickliche finanzielle Lage des Pro-
vinzialverbandes, von, deren Nild unser Weiter¬
arbeiten auf allen Erbieten, auf denen wir zu
arbeiten haben, im Grunde genommen, abhängt,
möchte ich nunmehr versuchen, Ihnen in objektiver
Weise zu zeichnen,und zwar möglichstohne Tendenz,
ohne Schönfärberei und auch ohne Schwarzseherei.
Maßgebend sind dabei dieselben Gesichtspunkte wie
bei jedem wirtschaftlichen Unternehmen, denn auf
dem Finanzgebiete mutz auch der Provinzialverband
und seine Verwaltung als ein solches Unternehmen
angesehen werden. Diese Gesichtspunkte sind die
Höhe des Vermögens, die Liquidität und — bei
einem piinatwirtschaftlichen Unternehmen würde ich
sagen i die Rentabilität, bei einem öffentlichen
Unternehmen sage ich: — die Möglichkeit, die laufen¬
den Ausgaben durch laufende Einnahmen zu decken,
also die Möglichkeit, den Haushaltsplan zu balan-
zieren.

Zur Beurteilung des Nermögensstandes des
Prouinzialverbandes wurde in früheren Zeiten eine
Aufstellung mit vielen Zahlen vorgelegt. Sie haben
vor mehreren Jahren selbst beschlossen, daß diese
Aufstellung nicht mehr alljährlich, sondern nur noch
in Zwischenräumen von mehreren Jahren vorgelegt
weiden soll. Der Prouinzialausschuß hat für dieses
Jahr von einer solchen Aufstellung noch abgesehen,
weil die Schätzungen doch zu wenig praktische Be¬
deutung haben würden. Bei der Beurteilung der
Vermögenslage der Kommunaluerbände wird, ebenso
wie bei Reich und Staat, zunächst darauf hin¬
gewiesen, daß die Vorkriegsschulden infolge der
Inflation verschwunden sind und dadurch eine be¬
deutende Vermögensvermehrung eingetreten ist.
Das Verschwinden der Schulden ist auch beim
Provinzialverband eingetreten. 35 Millionen

Schulden, die wir bei Beginn der Inflation hatten,
sind jetzt nicht mehr vorhanden. Aber reicher sind
wir dadurch doch nicht geworden. Zunächstsind auf der
anderen Seite auch 16 Millionen Funds — Betriebs¬
fonds, Naufonds, Ausgleichsfonds. Pensionsfonds,
Reservefonds der Straßenuerwaltung und ver¬
schiedene kleinere Fonds — ebenso verschwunden.
Ferner sind bei der Landesbank der Stammfonds
und der Reservefonds in Höhe von 14 6N0 0N0 Mark
den gleichen Weg gegangen. Auch der rheinische
Meliorationsfonds in Höhe von 2 Millionen ist
nicht mehr vorhanden. Dazu kommt noch, daß der
Provinzialverband eine bedeutende Vermögens¬
verschlechterung dadurch erfahren hat, daß ihm im
Kriege, in der Nachkriegszeit und vor allem im
letzten Fahre seine Prouinzial-Straßen zu einem
großen Teil in Grund und Boden ruiniert worden
sind. (Zustimmung.) Sie so instandzusetzen, daß
sie auch nur in etwa auf den Stand der Vorkriegs¬
zeit kämen, würde Aufwendungen erfordern, die weit
über die 35 Millionen hinausgehen. Weiter kommt
hinzu, daß den Schulden des Provinzialuerbllndes
nur in ganz geringem Maße wirtschaftliche Werte
gegenüberstehen. Die Schulden sind vielmehr im
wesentlichen zum Bau von Anstalten aufgenommen,
die uns nicht nur nichts einbringen, sondern uns
noch bedeut/ende Kosten verursachen. Weiter möchte
ich darauf hinwiesen, daß das eigentliche Vermögens-
objekt des Prouinzialverbandes, auf dem allein
früher sein Kredit beruhte, die Steuerkraft der
Provinz, sich bedeutend vermindert hat. Infolge¬
dessen ergibt sich als Schlußresultat, daß das Ver¬
mögen des Piovinzilllverbandes trotz Verschwindens
der Schulden sich nicht verbessert, sondern nur ver¬
schlechterthat. (Abg. Krawinkel: Sehr richtig!)

Der zweite Gesichtspunkt für die Finanzlage
eines Unternehmens ist heute dessen Liquidität, d.h.
die Möglichkeit, über flüssige Mittel zu verfügen,
eine Frage, die sich bekanntlich heute mit der Frage
des vorhandenen Vermögens durchaus nicht immer
deckt. In dieser Hinsicht ist die Piouinzialverwaltung
von ihrer Bank, der Landesbank der Rheinprovinz,
abhängig. Dieser ist es möglich gewesen, sowohl in
der Vergangenheit die nötigen Betriebsmittel zu
gewähren, wie auch über die Schwierigkeiten der
letzten Zeit, die sich ja besonders im öffentlichen
Bankwesen gezeigt haben, glücklich hinwegzukommen.
Wenn die Üandesbank auch unter manchen Folgen
der Geldentwertung — ich erwähnte schon das Ver¬
schwinden des Reservefonds — zu leiden hat, so
kann sie doch als so gefestigt und finanzkräftig an¬
gesehen werden, daß sie, falls nicht gar zu hohe An¬
forderungen an sie gestellt werden, in der Lage
bleibt, dem Provinzialverband die nötigen Betriebs¬
mittel in Form kurzfristiger Kredite zur Verfügung
zu stellen.
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Weit bedenklicher aber als die Frage des Ver-
mögensstandes und die Frage der Liquidität sehe ich
die Frage der Valanzierung des Haushaltsplans an.
Aeußerlich ist zwar alles in bester Ordnung. Der
ordentliche Haushaltsplan, mit dem Nachtiagshaus-
haltsplan zusammengenommen, balanziert in Ein¬
nahme und Ausgabe mit 49 Millionen. Aber wie
ist die Valanzierung zustande gekommen? Zunächst
ist der in die Ausgabe eingesetzte Vetrag von
189 NUN Mark für Unvorhergesehenes ganz gewiß zu
gering, wie Sie schon aus der Vorlage über die Hilfe
für die Unwettergeschüdigten ersehen. Der Umstand,
auf den man hier besonders hinweisen könnte, daß
es möglich gewesen ist, die Prouinzialumlage gegen¬
über dem Stande von 1914 auf die Hälfte herunter¬
zusetzen, spricht auch durchaus nicht ohne weiteres
für eine besonders günstige Finanzlage. Zunächst
ist zu bedenken, daß der Vetrag, der der andere,:
Hälfte der Umlage entspricht, heute aus den früher
nicht vorhandenen Reichssteuerüberweisungen fließt.
Sodann hat aber auch letzten Endes der Provinzial-
ausschuß diesen geringen Vetrag der Provinzial-
umlage deshalb stehen gelassen, weil er nun einmal
den Stadt- und Landkreisen im Februar, zu einer
Zeit, als unsere Lage sowohl auf der Ausgabe- wie
auf der Einnahmeseite sich weit günstiger ansah, als
heute, mitgeteilt worden war. Die Stadt- und
Landkreise haben sich bei der Aufstellung ihrer Haus¬
haltspläne danach gerichtet' infolgedessen muß es
bedenklich erscheinen, deren Etats jetzt dadurch in
Unordnung zu bringen, daß nun eine höhere Um¬
lage gefordert wird, trotzdem dies nach Maßgabe
des Haushaltsplans wohl zu erwägen gewesen wäre.
Der Haushaltsplan ist nun dadurch zum Valanzieren
gebracht worden, daß einfach in den Nachtragshaus-
haltsplan die gesamte ungedeckte Differenz als zu
erwartende Mehrüberweisung von Reich und Staat
in Einnahme gesetzt worden ist. Hier liegt der
dunkle Schatten, der über dem ganzen Haushalts¬
plan schwebt, das ist die völlige Unsicherheitder Ein¬
nahmen, denn der größte und wichtigste Posten der
Einnahmen sind die Ueberweisungen, die wir als
Anteil an den Reichssteuern, als Prouinzialdotation,
als Kraftfahizeugsteuer von Reich und Staat be¬
kommen. Insgesamt sieht der Haushaltsplan hier¬
für 24 Millionen vor. Diese Ueberweisungen be¬
ruhen auf dem Finllnzllusgleichgesetz und dem
preußischenAusführungsgesetz dazu. Run hätte man
als selbstverständlich annehmen müssen, daß die
gesetzlichen Vestimmungen. die für dieses Jahr hier¬
über getroffen waren und auf Grund deren nun alle
Kommunen ihre Haushaltspläne aufgebaut hatten,
doch auch für dieses Jahr bestehen geblieben wären.
Aber tue letzten Tage haben uns eines anderen be¬
lehrt. Die preußischeRegierung und der preußische
Landtag haben entdeckt, daß in diesen den Gemeinden

und Gemeindeverbänden zugesagten Einnahmen
eine außerordentlich bequeme eigene Einnahmequelle
steckt (Hört, hört!), indem man einfach diese Beträge
beliebig verkürzt. Zunächst wurden schon vor >
längerer Zeit die Reichssteuerüberweisungen für die
Prouinzialverbände von den ursprünglich im Gesetz
vorgesehenen 3^? auf 3 Prozent heruntergesetzt. Als
es sich nun in der vorigen Woche um die Deckung
der Kosten der Vesoldungserhöhung für Preußen
handelte, wurde wieder auf diese bequeme Ein¬
nahmequelle zurückgegriffen. Der ursprüngliche Vor¬
schlag ging dahin, im wesentlichen die Provinzen
allein bluten zu lassen, indem die Provinzial-
Dotationen um ein Drittel verkürzt werden sollten.
Glücklicherweise— für die Provinz — ist aber im
Laufe der Verhandlungen das Vild etwas anders
geworden,' die Gemeinden sind ebenfalls mit dran¬
gekommen, und heute steht die Sache folgender¬
maßen: Die Anteile des Prouinzialoerbandes an
den Reichssteuerüberweisungen, die früher, wie schon
erwähnt, von 3>5 auf 3 Prozent heruntergesetzt
worden waren, weiden weitem von 3 auf 2^ Prozent
verkürzt. Die Landkreise erleiden die gleiche Ver¬
kürzung. Die Gemeinden, die früher schon von 48
auf 44 Prozent herabgesetzt worden waren, werden
jetzt weiter auf 40 Prozent gesenkt. Demgegenüber
steigt der Staatsanteil, der früher schon von 45 auf
59 Prozent gestiegen war, nunmehr auf 55 Prozent.
Die Dotationen für Provinzen und Landkreise,
ursprünglich 15 Prozent des staatlichen Anteils, sind
nunmehr auf IN Prozent herabgesetzt worden.

Gegen das hier eingeschlagene Verfahren muh
meines Erachtens schärfster Einspruch erhoben
werden. (Lebhafte Zustimmung.) Auch der Ein¬
wand, daß der absolute Vetrag, der den Kommunen
zufließen wird, doch genau so hoch bleiben würde,
als am Anfang des Jahres bei Aufstellung der
Haushaltspläne angenommen, da das Aufkommen
an Reichseinkommensteuer höher sei als die
ursprüngliche Schätzung, kann in keiner Weise gehört
werden, denn dieses Mehrauftommen steht durchaus
im Zusammenhang mit Mehrausgaben, die den
Kommunen in genau demselben Maße erwachsen wie
dem preußischen Staate. (Sehr richtig!) Auch die
Kommunen werden durch die Veamtenuesoldungs-
erhöhung finanziell genau so sehr belastet wie der
Staat, der Prouinzialverband beispielsweise, wie
Sie aus dem Nachtiayshaushaltsplan ersehen, mit
1,9 Millionen. Vei der Einstellung der Steuer-
überweisungszahlen am Anfang des Jahres könnte
mit Recht stillschweigend angenommen werden, daß
den im Laufe des Jahres entstehenden Mehraus¬
gaben durch Vesoldungserhöhung eine entsprechende
Mehrüberweisung durch höheres Aufkommen an
Reichssteuern folgen würde, wie ja auch gerade das
Mehraufkommen an Reichseinkommensteuer durch
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das Mehreinkommen der Beamten, das die Kom¬
munen zum Teil selbst zu zahlen haben, mit bedingt
ist. Nun sollen plötzlich an diesem Mehraufkommen
die Kommunen nicht mehr beteiligt sein,- sie sollen
vielmehr auf den ursprünglich geschütztenBetrag
beschränkt bleiben. Ein solches Verfahren erscheint
nicht tragbar. Die Festsetzungen,die zu Beginn des
Rechnungsjahres über den Finanzausgleich zwischen
Reich, Staat, Gemeinden und Gemeindeuerbanden
getroffen werden, müssen, -wenn nicht die Steuern
selbst sich ändern, mindestens für dieses Jahr bestehen
bleiben. Sonst fällt jede Möglichkeit einer Etats¬
aufstellung und vorsichtigen Finanzwiitschaft für die
Gemeinden fort, zumal in keiner Weise abzusehen
ist, wie weit dieses Verfahren im Laufe der nächsten
Zeit noch fortgesetzt wird (Sehr richtig!), wenn bei¬
spielsweise noch die weitere Besoldungserhöhung für
die unteren Klassen in Preußen kommt.

Aber außer solchen äußeren und willkürlichen Ein¬
griffen schwebt meines Erachtens noch, eine andere,
ebenso große innere Gefahr über den vorgesehenen
Steuereinnahmen des Provinzialnerbandes, ebenso
wie über allen anderen Steuereinnahmen. Die
Mittel, mit denen die öffentliche Wirtschaft arbeitet,
müssen nämlich letzten Endes von der Privatwirt¬
schaft aufgebracht werden, müssen also entweder aus
dem Ertrag oder aus der Substanz der Privatwirt¬
schaft herausgezogen werden. Dabei muß aber die
gesamte öffentliche Wirtschaft zusammen ins Auge
gefaßt werden, denn jede ihrer verschiedenenFarmen
stürzt sich auf dieselbe Privatwirtschaft, um Mittel
herauszuholen. Es gehören also hierher direkte und
indirekte Steuern von Reich, Staat, Provinz, Kreis
und Gemeinde, aber auch KranlenuersicherunH Un¬
fallversicherung, Invalidenversicherung, Elwerbs-
losenfürsorge, in gleicher Weise Beiträge zut Han¬
delskammer., zur Handwerkskammer, zur üandwirt-
schaftstammer und Kirchensteuern. Alle diese Ab¬
gaben zusammengenommen bedeuten zur Zeit eine
solche Gesllmtbelastung der Privatwirtschaft, daß es
mir sehr zweifelhaft erscheint, ob dieselbe während
des ganzen Rechnungsjahres weiter zu tragen sein
wird. (Abg. Killwinkel: Sehr wahr!) Kommt aber
einmal der Augenblick,daß die Steuern und Abgaben
nicht mehr eingehen, weil sie nicht mehr einzutreiben
sind, da sie den Ertrag und hinterher vielleicht sogar
die Substanz der Privatwirtschaft übersteigen, so ist der
Provinzialuerband in einer besonders schwierigen
Lage, denn er erhält seine Steuern erst aus zweiter
Hand — vom Reich, vom Staat und von den Stadt-
und Landkreisen —; er ist daher, wie jetzt das Bei¬
spiel Preußens zeigt, nicht nur auf die Leistungs¬
fähigkeit der Privatwirtschaft, die der ersten Hand
die Mittel geben muß, sondern auch auf die Zah¬
lungsfähigkeit und den guten Willen dieser ersten

Hand angewiesen, die die Beträge weiter an den
Prouingialuerband leiten soll.

Aus diesen Gründen der völligen Unsicherheit
unserer Einnahmeseite bitte ich, den Haushaltsplan
durchaus nicht als so rosig anzusehen, wie er auf
den ersten Blick vielleicht scheinen könnte. Würde
man nach Friedensgiundsiitzen verfahren, wonach
beispielsweise von dem Eteuersoll etwa ein Zehntel
für im Laufe des Jahres eintretende Herabsetzungen
infolge von Reklamationen abgesetztwurde, so müßte
man meines Erachtens die beiden von mir an¬
gegebenen Unsicherheitsfaktoren so hoch einschätzen,
daß die Hälfte der vorgesehenen Einnahmen als un¬
sicher abzusetzenwäre.

Aus dem Haushaltsplan selbst möchte ich nur
einige charakteristische Gesichtspunkte hervorheben,
indem ich die Erörterung weiterer Einzelheiten den
Ausschüssen und der Diskusston überlasse.

Was zunächst die formelle Seite angeht, so ist
der Haushaltsplan selbstverständlich in Goldmall
aufgestellt. Er ist nicht mit dem Haushaltsplan des
Vorjahres, sondern mit dem Rechnungsabschluß des
Jahres 1913 in Vergleich gestellt. Sodann ist der
Haushaltsplan eingeteilt in den ordentlichen Haus¬
haltsplan, dessen Ausgaben durch ordentliche Ein¬
nahmen oder Steuern gedeckt weiden müssen, und
den außerordentlichen Haushaltsplan, der einmalige,
nicht wiederkehrende Ausgaben enthält. Die Ge¬
samtausgaben beziffern sich, abgesehen von den 5,563
Millionen des außerordentlichen Haushaltsplans
auf 49 Millionen gegenüber 38 Millionen 1914. Die
eigenen Einnahmen betragen 22,5 Millionen gegen
17 Millionen 1914, die Zuschüsse aus Steuern, sowie
Reichs- und Staatsüberweisungen 26 Millionen,
ohne die 4,7 Millionen Londerzuweisung an Kraft-
fahrzeugsteuer, auf die ich noch komme, gegen
19,634 Millionen 1914. Bei den Einnahmen liegt
eine wesentliche Veränderung in der Erhöhung der
Staatsdotationen. Trotzdem voraussichtlich die ge¬
samten Staatsdotationen für die Provinzen in
Preußen nicht wesentlich steigen werden, wird sich
der Anteil der Rheinprouinz annähernd verdoppeln.
Statt 4,5 Millionen von 1914 können wir heute
mindestens mit 8,6Millionen rechnen. Das istdieFolge
dessen, daß inzwischen der Maßstab für die Ver¬
teilung der Dotationen unter die preußischen Pro¬
vinzen auf dringende Vorstellungen aus der Rhein¬
prouinz geändert worden ist und die früheren Un¬
billigkeiten auf diesem Gebiete in etwa beseitigt sind.
Die Dotation wird jetzt zu zwei Dritteln nach der
Einwohnerzahl und zu je einem Sechstel nach der
Grundfläche und nach der Länge der zu unterhalten¬
den Provinzialstraßen verteilt. Wenn auch damit
nicht alle Wünsche der Rheinprouinz erfüllt sind,
denn die Zugrundelegung der Grundfläche, wenn sie
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auch nur zu einem Sechstel erfolgt, können wir als
berechtigt nicht anerkennen, so muß doch dankbar
anerkannt werden, daß die wesentlichsten Ungerech¬
tigkeiten der früheren Zeit jetzt ausgeräumt sind.

Auf die Uebelweisung aus Reichs- und Staats-
steuern und die Bemessung der Proninzialumlage
habe ich eben schon hingewiesen. Als ein besonders
erfreuliches Zeichen für die guten Beziehungen
zwischen dem Prouinzialuerband und den engeren
Kommunaluerbänden der Stadt- und Landkreise
möchte ich hervorheben, daß unserer Bitte, die Pro¬
vinzialumlage für das erste Viertel mit Rücksicht auf
das spate Zusammentreten des Provinziallandtags
schon im voraus zu zahlen, der bei weitem größte
Teil der Stadt- und Landkreise entsprochen hat.

Sie könnten ferner in den Einnahmen einen
Gewinn der Landesbank vermissen, der dort früher
mit «25 NUN Mark stand. Er ist diesmal nicht ein¬
gestellt worden, einmal, weil es sehr zweifelhaft
erscheint, ob in diesem Jahr die Landesbanl einen
Gewinn abwerfen wird, dann aber auch, weil die
Ueberschüsse doch zunächst notwendig sind, um die
Reservefonds aufzufüllen, und der Prouinzial¬
uerband selbst auch ein größeres Interesse daran hat,
eine leistungsfähige Bank zu besitzen, als einige
hunderttausend Mark ^ im Jahr zu seiuen eigenen
Einnahmen daraus herauszuziehen.

Bei den Ausgabe,« ergibt sich gegenüber 1914 bei
der Hauptverwaltung ein Mehr von 666 660 Mark.
Dieses Mehr, wie auch noch ein Teil der noch zu
erwähnenden Mehrausgaben bei Anstaltsverwaltung
und Fürsorgeerziehung, beruht im wesentlichen auf
den Mehrausgaben für Besoldung.

Hiermit hängt zusammen die Frage des Veamten-
llbbaues. Diese Frage ist bekanntlich im besetzten
Gebiete und vor allem bei der Prouinzialverwaltung
mit besonderen Schwierigkeiten verknüpft, bei der
Provinzilllnerwaltung gegenüber den anderen Kom-
munaluerueiwaltungen deshalb mehr, weil wir nicht
in dem großen Umfange in der Nachkriegszeit An¬
gestellte auf Kündigung eingestellt haben, die ohne
Abbaugesetz wieder hätten beseitigt werden können.
Für das^ ganze besetzte Gebiet kommt aber ferner
noch hinzu, daß die preußischeAbbauverordnung im
besetztenGebiet nicht in Kraft getreten ist. Infolge¬
dessen konnte eine Beamtenvermindelung nur im
Wege der Anwendung des Alteisgrenzengesetzes für
die 65jährigen Beamten und im Wege freiwilliger
Vereinbarung mit den Beamten stattfinden. Das
Ergebnis, das wir hierdurch sowie durch das Auf¬
hören von Neueinstellungen erzielt haben, zeigt
folgende Zahlen.

Die Zahl der Beamten im Bereiche der Haupt¬
verwaltung und ihrer Anstalten betrug am
1. Oktober 1923: 1695. Von diesen sind bis jetzt
ausgeschieden 120 oder 7,12 Prozent. Bei der

Lllndesversicherungsllnstalt, der Feuerversicherungs-
anstalt und der Landesbank sind von 849 Beamten
45 oder 5,3 Prozent ausgeschieden. Stärker war die
Verminderung bei den Angestellten, vor allem im
Bereiche der Hauptverwaltung und ihrer Außen¬
stellen und bei den Anstalten. Da ist die Zahl von
224N am 1. Oktober 1923 auf rund 2000, also um
10,6 Prozent, heruntergegangen. Bei der Landes-
versicherungsanstlllt konnte die Zahl der Angestellten
um 25,3 Prozent, bei der Feuerversicherung um
21 Prozent und bei der Landesbanl um 18,6 Prozent
vermindert werden. Hier lag auch der Grund darin,
daß dort weit mehr Angestellte in der Nachkriegs¬
zeit angenommen worden waren als bei der Zentral-
veiwaltung.

Die finanzielle Bedeutung des Veamtenabbaues
ist, wenn man keine sehr anfechtbaren Iahlen-
spielereien vortragen will, im Augenblicknur gering
und kann sich erst allmählich geltend machen. Im
wesentlichen handelt es sich ja um ältere Beamte,
die 89 Prozent ihres Gehalts als Pension erhalten.
Bei vorsichtiger Schätzung kann jedoch angenommen
weiden, daß die Gehaltserhöhungen vom 1. April
und 1. Juni uns insgesamt 141006 Mark bei den
Beamten und 270 0N0 Mark bei den Angestellten,
nach Abzug der Pensionen, mehr gekostet hätten,
wenn wir den Beamtenabbau nicht vorgenommen
hätten.

Ganz besonders muß ich nun noch auf denjenigen
Verwaltungszweig eingehen, der in seiner Bedeu¬
tung für die Allgemeinheit und für die Finanzen
des Prooinzialuerbllndes heute an erster Stelle steht,
das ist die Straßenveiwaltung. Ich erinnere mich
noch aus der ersten Zeit meiner Tätigkeit in der
Prouinzialverwaltung vor etwa 26 Jahren einer
Landtagsdebatte, wobei allen Ernstes die Anregung
diskutiert wurde, die sämtlichen Piovinzialstraßen
auszugeben und auf die Gemeinden aufzuteilen, da
sie für den Verkehr infolge des Ausbaues des Eisen¬
bahnnetzes und vor allem der gerade in der da¬
maligen Zeit überall gebauten Kleinbahnen nur
noch von minimaler Bedeutung seien. (Abg. Haas:
Hört, hört!) Das Bild hat sich vollständig geändert
mit dem Aufkommen des Autoverkehrs. In der
Rheinprovinz ist die natürliche Entwickelung dieses
Verkehrsmittels im vergangenen Jahr noch be¬
deutend gesteigert worden durch die Stillegung des
Eisenbahnverkehrs infolge des passiven Wider¬
standes. Der ganze Güterverkehr wurde in Last¬
autos auf die Provinzialstraßen geworfen, und, wenn
man geglaubt hatte, daß nach Aufhebung des passiven
Widerstandes nunmehr der Autoverkehr wieder auf
den früheren Umfang zurückgehen würde, so war
das eine gewaltige Täuschung. Nachdem einmal
Industrie und Handel die großen Vorzüge der Güter¬
beförderung mittels' Autos kennen gelernt hatten
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— wie beispielsweise die Vermeidung des doppelten
Umladens und den Wegfall des Transportes von
und zu den Bahnhöfen, das Nichtgebundensein an
Fahrzeiten — wird jetzt dieses Beförderungsmittel
nicht nur nicht wieder von den Landstraßen ver¬
schwinden, sondern sich in immer größerem Umfange
ausdehnen. Eine im Mai vorgenommene Zahlung
hat ergeben, daß auf der Straße Düsseldorf-Köln
über jeden Punkt etwa 1000 Autos täglich verkehren.
Auf zahlreichen anderen Straßen verkehren zwischen
500 und 1000 Autos täglich. (Abg. Haas: Hört,
hört!) Diese Zahlen werden noch zunehmen, be.
sonders da in den letzten Wochen fast täglich Anträge
auf Genehmigung von Auto-Omnibus-Linien gestellt
weiden. Beispielsweise läuft jetzt ein Antrag, wonach
eine solche Linie von Köln über Koblenz—Wies¬
baden—Karlsruhe—Freiburg—Basel eingerichtet
werden soll. Gerade diese Autoomnibusse sind aber,
da sie die beiden schädlichenEigenschaften! Schwere
und Schnelligkeit mitcimmder verbinden, von be¬
sonders verderblicher Wirkung für die Straßendecke.
Die früher übliche Straßenbefestigung durch Maca-
damisierung oder Beschotterung, die nur für den
Fährverkehr mit Zugtieren gebaut war, versagt
aber bei dem modernen Lastwagenueilehr voll¬
ständig. Selbst neue Deckenschllttungenaus här¬
testem Material zeigen schon.nach kurzer Zeit die
typischen Automobillöchcr und werden schnell un-
fahrblli. Auf uielbefahrenen Straßen muß etwa
alle sechs Monate eine neue Decke aufgebracht werden.

Nunmehr tritt an die Provinzialverwaltung die
Frage heran: Sollen wir verlangen, daß der Ver¬
kehr sich unseren bisherigen Provinzialstraßen an¬
paßt, d. h. daß der Autoverkehr durch Beschränkung
der Ladefähigkeit und der Schnelligkeit, durch weit¬
gehende Vorschriften über üuftbereifung, eventuell
durch Sperrung von Straßen, durch Versagung der
Genehmigung für Autolinien nach Möglichkeit ge¬
drosselt und zurückgedrängt wird, oder müssen wir
umgekehrt die Straßen den Bedürfnissen des Auto¬
verkehrs anpassen? Nach Ansicht des Provinzial-
llusschusseskann nur das letztere in Frage kommen.
Wenn der Lastautoverlehr — er spielt bei der Be¬
schädigung der Straßen die Hauptrolle — sich in der
angegebenen Weise ausdehnt, so ist das ein Beweis
dafür, daß die Wirtschaft den üastautouerkehr not¬
wendig hat. (Abg. Killwinkel: Sehr richtig!) Wir
haben aber gerade jetzt und in Zukunft allen Grund,
auf die Produktivität unserer Wirtschaft in jeder
Weise Rücksichtzu nehmen. Das Mittel, um die
Straßen dem Autoverkehr anzupassen, besteht nach
unseren heutigen Erfahrungen nur in der Anlage
von Kle^npflaster. Die Schattenseite des Klein-
pflasters besteht in seinen hohen Kosten: etwa
60 000 McWl für 1 Kilometer. Dabei ist aber auch
die Haltbarkeit gut angelegten Kleinpflasters selbst

bei stärkster Inanspruchnahme auf mindestens 15 bis
20 Jahre zu bemessen. Sie haben schon in den
früheren Landtagen Beschlüsse auf Anlage von
Kleinpflaster gefaßt. Leider verflüchtigten sich aber
die dafür bewilligten Mittel unter dem Einfluß der
Inflation, ehe sie verwandt werden konnten. Nach¬
dem uns jetzt aber größere Mittel aus der Kraft-
fahrzeugsteuer zur Verfügung stehen, hat der Pro-
uinzilllausschutz beschlossen, in diesem Jahre zunächst
100 Kilometer Kleinpflaster auf den belebtesten
Straßen herzustellen. Dadurch werden beispielsweise
versorgt die Straßen von Düsseldorf nach Duisburg,
von Düsseldorf nach Essen, von Elberfeld nach Steele,
von Düsseldorf nach Krefeld, von Düsseldorf über
Köln nach Bonn, von Köln nach Neuß und von
Andernach nach Koblenz, sowie ein Teil der Straße
von Köln nach Aachen. Diese sämtlichen Straßen¬
strecken werden im Laufe dieses Jahres wohl noch
fertig werden. Dieses Verfahren wird in Zukunft
mit allen verfügbaren finanziellen Mitteln fort¬
gesetzt werden müssen. (Abg. Krawintel: Bravo!)
Das Ziel muß sein die Herstellung eines durchgehen¬
den, für den Autoverkehr in jeder Weise geeigneten
Straßennetzes durch die ganze Rheinprovinz, und
zwar unter einheitlicher Verwaltung der Provinz,
soweit nicht die Ortsstraßen der Städte und sonstiger
leistungsfähiger Gemeinden in Frage kommen. So¬
weit die bisherigen Prouinzialstraßen ein solches
einheitliches, durchgehendes Netz noch nicht darstellen,
wird zu erwägen sein, vorhandene Straßen von
Kreisen oder Gemeinden zu übernehmen und aus¬
zubauen. Soweit Teile der Piovinzialstrahen, die
außerhalb der Ortschaften liegen, an diese in früherer
Zeit gegen Zahlung einer Rente abgetreten worden
sind und soweit, wie es leider häufig der Fall ist,
gerade diese Etraßenstrecken wegen Leistungsunfähig¬
keit des Trägers sich in besonders bedauerlichem
Zustande befinden, mutz versucht werden, sie auf den
Provinzialverbllnd wieder zurückzunehmen. Der
Plovinzialausschutz ist auch auf diesem Wege schon
vorgegangen.

Nunmehr die, Kostendeckungsfrage. Hier mutz an
die Spitze gestellt werden der Grundsatz, datz der,
Automobilverkehr, der die Straßen verschleißt, auch
die Kosten der Instandsetzung tragen muh. (Zu¬
stimmung.) Dadurch, daß dieser Grundsatz bisher
noch nicht in wünschenswertem Umfange befolgt ist,
ergibt sich ein ganz schiefes Bild über die Transport-
und Frachtkosten und eine völlig unbillige Kon-
lurrenzerleichterung des Automobiluerkehrs gegen¬
über der Eisenbahn. (Sehr richtig!) Man kann
heute Berechnungen sehen, wonach der Lastauto-
mobilverkehr billiger sein soll als die Bahnfracht.
Das beruht aber nur darauf, daß der Automobil¬
verkehr den Verschleiß seiner Fahrstraßen nicht in
Rechnung zu stellen braucht, während bei der Eisen-
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bahn die Kasten des Unterbaues eine bedeutende
NIolle spielen. Berechnungen haben ergeben, daß
wahrscheinlichleine einzige der jetzt fahrenden Auto¬
omnibuslinien sich rentieren würde, wenn die Unter¬
nehmer die Kosten des Verschleißes der Fahrbahn,
die sie benutzen, selbst tragen müßten und nicht diese
Kosten von der Allgemeinheit tragen ließen. (Abg.
Krawinkel: Hört, hört!) Nun ist in etwa der Ge¬
danke, die Kraftfahrzeuge zur Deckungder Ltraßen-
unterhaltungskosten heranzuziehen, durch das Kraft-
fahr^ugsteuergesetz zur Durchführung gelangt. Nur
mit Hilfe der Einnahmen, die wir aus diesem Gesetz
erwarten, sind wir in der Lage, die großen Auf¬
wendungen für die Stratzenunterhaltung zu machen.
Die Erträgnisse der Kraftfahrzeugsteuer kommen
restlos dem Provinzialverbande für seine Provinzial-
straßen zu. Leider ist aber auch hier über die Ver¬
teilung der auf Grund des Gesetzes aufkommenden
Betrüge unter die preußischen Provinzen Beschwerde
zu führen. Der NächstliegendeGedanke, die Steuer
derjenigen Provinz zu belassen, in der sie aufkommt,
in der also auch die Straße von den betr. Autos
verschlissenwird, ist leider nicht zur Durchführung
gelangt. Vielmehr wird die Steuer zunächst in
Berlin konzentriert, dann wird der preußische An¬
teil nach einem Schlüssel unter die Provinzen ver¬
teilt, und zwar zur Hälfte nach der Grundfläche der
Provinzen und zur Hälfte nach der Länge der Pro-
vinzialstratzen. Die weit größere Länge der Pro-
vinzilllstraßen pro Quadratkilometer Grundfläche
speziell in der Nheinprouinz gegenüber den östlichen
Provinzen kommt daher nur bei der Hälfte der
Kraftfahrzeugsteuer und die weit stärkere Inan¬
spruchnahme der Straßen im Westen gegenüber den
Straßen in den anderen Provinzen kommt bei der
ganzen Verteilung der Kraftfahrzeugsteuer über¬
haupt nicht zur Geltung. (Hört, hört!) Beispiels¬
weise entfallen an Provinzialstraßen auf 10 Quadrat¬
kilometer Grundfläche in der Nheinprouinz 2^ Kilo¬
meter, in Ostpreußen nur X" Kilometer, in Pommern
noch weniger. Die Folge davon ist, daß von der
einen Hälfte der Steuer Ostpreußen einen 5 mal
so hohen und Pommern einen 5,5 mal so hohen Be¬
trag pro Kilometer Ltraßenstrecke als die Nhein¬
prouinz erhält. (Lebhaftes hört, hört!) Was die
Iah! der Kraftfahrzeuge in den einzelnen Provinzen
angeht, so entfallen in der Nheinprouinz — ohne die
sehr zahlreichen steuerfreien Kraftfahrzeuge der Be¬
satzung,— auf 190 Quadratkilometer 121 Kraftfahr¬
zeuge, dagegen in Ostpreußen ganze 11, in Branden¬
burg 18, in Pommern 14, in Sachsen38, in Hannover
22, in Westfalen 63 und in Hessen-Nassau50. Den
nachdrücklichenVorstellungen, die aus der Nhein¬
prouinz gegen diese Verteilung erhoben worden sind,
ist es gelungen, für dieses Jahr eine Aenderung zu
erzielen, und zwar dadurch, daß eine Verordnung

erlassen worden ist, wonach ein Drittel des Auf-
kommens an Kraftfahrzeugsteuer in Preußen in
diesem Jahre an die besetzten Gebiete vorweg ab¬
geführt wird, damit diese in der Lage sind, ihre
Straßen in etwa wieder instandzusetzen. Von dem
Gesamtbeträge sollen zwei Drittel der Nheinprouinz
zufließen.

Diese provisorische Lösung ist gewiß mit Dank
anzuerkennen. Aber es muß doch mit dem größten
Nachdruckdarauf hingewiesen werden, daß sich diese
Verteilung nicht, wie bisher im Gesetz vorgesehen,
nur auf das Jahr 1924 beziehen darf und nicht etwa
vom 1. April 1925 ab die alte Verteilung, deren
Monstruosität ich Ihnen eben vorgeführt habe,
wiedere in Kraft treten kann. Vielmehr muß ent¬
weder die jetzige Vorwegbetciligung der besetzten
Gebiete bestehen bleiben, oder es muß ein anderer
Maßstab gefunden weiden, der der Billigkeit mehr
gerecht wird als der jetzt im Gesetz vorgesehene. Aber
das Kraftfahrzeugsteuergesetz überhaupt, das jedes
Kraftfahrzeug je nach seiner Starke und seiner Zweck¬
bestimmung mit einer festen Steuer belastet, ent¬
spricht dem Grundsatz, die Kraftfahrzeuge nach Maß¬
gabe des Verschleißes der Straßen, den sie anrichten,
zu besteuern, doch nur sehr unvollkommen. Infolge¬
dessen gehört neben das Kraftfahrzeugsteuergesetz
ein brauchbares Vorausleistungsgesetz, das die Mög¬
lichkeit gibt, einzelne Unternehmen, wie beispiels¬
weise solche Autoomnibuslinien, die ganz besonders
die Straßen in Anspruch nehmen, zu Voraus¬
leistungen heranzuziehen. Nun haben wir zwar ein
solches Gesetz. Aber dieses Gesetz ist. worin alle Sach¬
kenner einig sind und worüber in der Kommission
noch näheres gesagt werden kann, in der Möglichkeit
der praktischen Handhabung lediglich auf die Ver¬
hältnisse des Ostens zugeschnitten, indem die Kreise
die wesentlichen Träger der Straßenbaulast sind; es
ist im Westen kaum anwendbar. Infolgedessen sind
als Ertrag aus Vorausleistungen in den Haushalts¬
plan auch nur 599 090 Mark eingesetzt,während das
Gesetz selbst annimmt, daß sich mit seiner Hilfe etwa
25 Prozent der wirklichen Unterhaltungskosten der
Straßen herausholen ließen. Auch hier wird ver¬
langt werden müssen, daß eine entsprechende Ab¬
änderung des Gesetzes stattfindet,- Verhandlungen
darüber sind schon im Gange.

In den letzten Jahren ist dann noch ein ansehn¬
licher Betrag der von der Provinz aufzubringenden
Straßenunterhllltungskosten dadurch gedeckt worden,
daß die Aufwendungen in einer über das normale
Maß hinausgehenden Weise auf Requsition der Ve-
satzungsbehörde vorgenommen wurden und infolge¬
dessen als Vesatzungsschädenzu decken waren. Naa>
dem aber bekanntlich die Erstattung von Nesatzungs-
Losten im vorigen Herbst wesentlich eingeschränkt
worden ist, sind die auf diesem Wege hereinzuholen-
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den Beilage nur noch ganz geringfügig- im Haus¬
haltsplan sind hierfür 500 000 Mark vorgesehen.

Eine weitere wichtige Frage für die Provinzial-
straßenuerwaltung, die sich insbesondere in zahl¬
reichen Eingaben der letzten Zeit zeigt, wird die sein,
ob und welche Maßnahme sie zu treffen hat, um die
Gefahren und die Belästigungen durch den Auto¬
mobilverkehr für die Fußgänger und die Straßen-
anwohner zu mildern. Grundsätzlich steht die Ver¬
waltung auf dem Standpunkte, daß solche besonderen
Maßnahmen, die nur innerhalb der Ortschaften in
Frage kommen, beispielsweise die Anlage von Büt¬
gersteigen, Sache der betreffenden Gemeinde ist.
Aber in einem wichtigen Punkte wird Ihnen doch
vorgeschlagen, den Gemeinden gegenüber ein Ent¬
gegenkommen zu zeigen. Bekanntlich besteht die
beste Bekämpfung der Staub- und Schlammplage
ebenfalls nur in der Anlage von Kleinpflaster. Nun
können wir nur in einem bestimmten Umfange das
Kleinpflaster anlegen, und wir legen es auch nur da
an, wo es infolge der Stärke des Verkehrs im finan¬
ziellen Interesse liegt. Wenn aber eine Gemeinde
wünscht, daß in ihrer Ortslage Kleinpflaster darüber
hinaus angelegt wird, und sie bereit ist, ein Drittel
der Kosten selbst zu tragen, so schlägt der Provinzial¬
llusschuß Ihne^ vor, daß dann zwei Drittel der
Kosten auch üb« den von uns sonst festgesetzten Plan
der Kleinpflllsteranlllgen hinaus von uns auf¬
gewendet werden. Zu dem Zwecke sollen Sie
300 000 Mark in den Nachtragshaushaltsplan ein¬
stellen. Die dann noch vielfach weiter gestellten
Forderungen, Umgehungsstraßen um die Ortschaften
zum Zwecke des Automobilnerkehrs anzulegen, müssen
wegen der damit verbundenen außerordentlich hohen
Kasten von der Provinzialverwaltung abgelehnt
werden. Wenn seitens der Gemeinden solche Straßen
ordnungsmäßig angelegt werden, so können sie von
der Provinzialverwaltung in Verwaltung und
Unterhaltung genommen werden. Aber die erste
Anlage würde unseren Haushaltsplan in einem
Matze belasten, das nicht tragbar wäre.

Ich möchte dann Ihre Aufmerksamkeit noch auf
einige Punkte des außerordentlichen Haushaltsplans
lichten. Zunächst sind dort 240 000 Mark für Ver¬
besserung der Mllschinentechnischenund wärmewirt-
schaftlichen Einrichtungen der Provinzialanstalten
vorgesehen. Feiner ist ein Betrag von 320 000 Mark
für den Erwerb eines Weidegutes eingesetzt. In
der Begründung ist gesagt, daß ein bestimmtes Gut
in Aussicht wäre, das für den Preis zu erwerben
wäre. Inzwischen haben sich aber die Verhand¬
lungen anders gestaltet, so daß die Sache noch in der
Schwebe ist. Der Piovinzialausschuß schlägt Ihnen
aber vor, diesen Betrag stehen zu lassen und den
Provinzialllusschuß dadurch zu ermächtigen, ein
solches Gut zum Zwecke der Aufzucht des Milchviehs

für unsere Provinzialanstalten zu laufen, wenn sich
eine günstige Gelegenheit bietet.

Weiter sind in den außerordentlichen Haushalts¬
plan noch die 4,7 Millionen außerordentliche Zu¬
weisungen aus der Kraftfahrzeugsteuer eingestellt,
da diese Zuweisungen uns auch vorläufig nur als
einmalige für dieses Jahr zugesagt worden sind.

Von den sonstigen Vorlagen möchte ich ins¬
besondere auf diejenigen hinweisen, die sich auf die
Durchführung der Fürsorgeerziehung beziehen. Durch
das preußische Ausführungsgesetz zum Neichsjugend-
Wohlfahrtsgesetz ist eine Neuregelung der rechtlichen
Stellung der Fürsorgeerziehung in der Provinzial¬
verwaltung getroffen worden. Die Fürsorge¬
erziehung war bisher Angelegenheit der Selbst¬
verwaltung des Provinzilllverbcmdes und soll jetzt
dem Provinzialllusschuß als Auftragsbehörde der
Staatsregierung, nicht mehr als dem Landtage
unterstehendes Organ des Prooinzialvervandes,
übertragen und damit der Landtag grundsätzlich
ausgeschaltet werden. Die von Ihnen erbetene
Stellungnahme zu dieser Neuregelung wird Ihnen
die Gelegenheit geben, der Iurückdiangung der
provinziellen Selbstverwaltung mit Nachdruck ent¬
gegenzutreten.

Außerdem mutz eine neue Anweisung für die Aus¬
führung der Fürsorgeerziehung und für die Ver¬
waltung der rheinischen Fürsorgeerziehungsanstalten
erlassen werden, wozu Ihnen ebenfalls Anträge vor¬
liegen.

Von grundsätzlicher Bedeutung ist dann auch noch
die Vorlage, durch die Sie den Provinzialausschutz
ermächtigen sollen, solche gemeinnützige Anstalten,
an deren Bestehen der Provinzialverband zur Durch¬
führung der ihm obliegenden Aufgaben ein Interesse
hat, mit Darlehen durch Uebernahme von Bürg¬
schaften zu unterstützen. Bei Annahme dieses An¬
trages würden Sie den Weg weitergehen, den die
Provinzialverwaltung bei der Durchführung der
Fürsorgeaufgaben auch bisher gegangen ist. Er
besteht darin, daß wir uns im wesentlichen Umfange
der gemeinnützigen, vor allem der caritatiuen An¬
stalten der beiden Konfessionen bedienen und daß
wir darum, besonders in der Jetztzeit, anstatt selbst
Anstalten zu errichten und zu betreuen, lieber dafür
Sorge tragen, daß diese Stellen die nötigen Mittel
zur Verfügung stellen, um diese Aufgaben zusammen
mit der Provinzialverwaltung durchzuführen. (Sehr
richtig! im Zentrum.)

Ihre besondere Aufmerksamkeit miöchte ich dann
noch auf die Vorlage lenken, die Ihnen heute noch
zugegangen ist, betr. die Hilfe für die Unwetter-
geschcidigten. Es wird hier die Pflicht des Provinzial-
verbandes sein, in Verbindung mit der Staats¬
regierung der dringendsten Not abzuhelfen, trotz der
entstehenden finanziellen Belastung, denn das liegt

2
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nicht nur im Interesse der Geschädigten, sondern auch
im Interesse der für die Allgemeinheit so wichtigen
landwirtschaftlichen Produktion.

Zum Schluß möchte ich noch hinweisen auf die
Vorlage, die die Bezeichnung trägt: „Bericht und
Antrag des Piouinzialausschusses, betr. die Feier
der tausendjährigen Zugehörigkeit des Gebietes der
Rheinprovinz zu Deutschland". Diese Vorlage hat
auch für die Verwaltung selbst eine besondere Be¬
deutung. Sie tritt völlig heraus aus dem Rahmen
unserer alltäglichen V^iwaltungsarbeit. Sie bringt
uns durch ihren Gegenstand zum Bewußtsein, wie
unser ganzes Tun hier am Rhein und vor allem
auch unsere ganze Arbeit in der öffentlichen Ver¬
waltung im Nahmen der großen Weltgeschichtesteht.
Der Gegenstand der Vorlage ist uns eine Mahnung,
daß wir über den verhältnismäßig kleinen Sorgen
des Alltags und den Auseinandersetzungen zwischen
Parteien und Behörden doch niemals den großen
Gesichtspunkt aus dem Auge lassen dürfen, baß wir
hier am Rhein in erster Linie die deutsche Wacht am
Rhein hochzuhalten haben gegenüber den Stürmen
der Jahrhunderte und Jahrtausende. (Lebh. Beifall.)
Tausend Jahre festen, fast ununterbrochenen Besitzes
hat an den Rhein den Lchwerpunkt der deutschen
Geschichte und einer glänzenden deutschen Kultur
gelegt. Wenn wir mit Stolz auf diese entfernte
Vergangenheit zurückblicken, so müssen wir doch mit
einiger Wehmut und Sorge aufl die letzten Jahre
sehen und auf das, was sich hier am Rhein in diesen
Jahren abgespielt hat. Auflichten und mit Zu¬
versicht erfüllen kann uns nur der Gedanke, daß im
vorigen Jahre das ganze Rheinland, unterstützt von
dem gesamten Deutschland, standgehalten hat in dem
Kampfe, den es um die Zugehörigkeit zum deutschen
Vaterlands zu führen hatte. (Bravo!) Mit Hoff¬
nung kann uns auch erfüllen der Lilberstreifen, der
sich jetzt am Horizont der äußern Politik anscheinend
zeigt. Möge er bald in eine aufgehende Sonne über¬
gehen, unter der wir dann im nächsten Jahre in
Ruhe, Frieden und Sicherheit die beabsichtigte
Jubiläumsfeier begehen können als Beginn einer
neuen tausendjährigen Periode untrennbarer Ver¬
einigung von Rheinland und Reich! (Laut. Beifall.)

Stelln. Vorsitzender Ullenbaum: Meine
Damen und Herren! Es ist noch ein weiterer Antrag

der SozillldemokratischenFraktion zu der Anweisung
für die Ausführung der Fürsorgeerziehung (Druck-
sache 1?) eingegangen:

„Der H 5 erhalt folgenden Zusatz:
Den Volksschulunterricht in Anstalten erteilen

Lehrkräfte, welche die Befähigung zur Ausübung
dieses Amtes nach den allgemein verbindlichen
Vorschriften nachgewiesen haben. Der Volksschul¬
unterricht wird nur in Klassen erteilt, deren Be¬
setzung die Zahl 40 nicht übersteigen darf. Die
Schwachbegabten weiden Hilfsschulllassen zugeteilt,
die den gesetzlichenBestimmungen zu entsprechen
haben. Verufsschul- und fachschulmäßiger Unter¬
richt ist hauptamtlich nur von Lehrkräften zu er¬
teilen, die den allgemein vorgeschriebenen Be¬
fähigungsnachweis erbracht haben. Für Zöglinge
mit nicht ausreichender Volksschulbildung wird
Föideiuntermcht eingerichtet. Häufiger Wechsel
in der Familienunterbringung ist im Interesse der
Stetigkeit und Gleichmäßigkeit der Beschulung
möglichst zu vermeiden.

Entsprechend der vorgesehenen seelsorgeiifchen
Einwirkung auf die katholischen und evangelischen
Zöglinge ist den Zöglingen, die diesen Bekennt¬
nissen nicht angehören, nach Möglichkeit lebens-
kundlicher Unterricht von geeigneten Kräften zu
erteilen.

Die Arbeit, zu der die Zöglinge herangezogen
werden, ist nicht nur vom wirtschaftlichen Stand¬
punkt, sondern vor allen Dingen als Erziehungs¬
mittel zu werten und entsprechend zu organisieren.
Haas."
Ich schlage vor, daß wir auch diesen Antrag dem

Provinzialllusschuh und dem Fachausschuß über¬
weisen.

Meine Damen und Herren! Nach den Beschlüssen
des Aeltefteniates wären wir für heute am Schlüsse
unserer Tagung angelangt. Ich ersuche die Herren,
welche dem Piouinzilllausschutz angehören, gleich zu¬
sammenzutreten.

Unsere heutige Tagesordnung ist, wie gesagt,
erledigt. Die nächste Titzung beginnt, wie bereits
bekanntgegeben worden ist, morgen vormittag
9^ Uhr. Die Sitzung ist für heute geschlossen.

(Schluß: 4 Uhr 20 Minuten.)
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